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Schriftliche Kleine Anfrage  
 

der Abgeordneten Andreas Grutzeck und Antje Müller-Möller (CDU)  
vom 08.12.25 

 

und Antwort des Senats 

Betr.: Frauenhäuser – wann erfolgt endlich der für September 2021 avisierte 
Umzug von 24/7 an den neuen Standort? 

Einleitung für die Fragen: 
Zum Zeitpunkt der Beantwortung der Drs. 23/1726 konnten einige Fragen nicht 
beantwortet werden. Bitte alle Fragen einzeln beantworten. 
Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat: 

Einleitung für die Antworten: 
Die Zentrale Notaufnahme 24/7 war im Jahr 2021 zunächst wie geplant für die Phase 
bis zur Fertigstellung des neuen Standorts in einen Übergangsstandort gezogen. Der 
ursprünglich für Sommer 2023 vorgesehene Umzug der Zentralen Notaufnahme 24/7 
in den dauerhaften Standort war an die Fertigstellung des dafür vorgesehenen Neubaus 
gekoppelt. Die Entwicklungen im Baugewerbe nach der Corona-Pandemie wirkten sich 
auf den Baufortschritt aus, sodass sich die Fertigstellung in das Jahr 2024 verschob. 
Unmittelbar vor der geplanten Übergabe des Gebäudes im Dezember 2024 teilte der 
Bauherr mit, dass ein Wasserschaden im fertigen Haus aufgetreten und eine Übergabe 
des Hauses nicht möglich sei. 
Die für den Opferschutz zuständige Behörde steht weiterhin sowohl mit dem Träger der 
Zentralen Notaufnahme als auch mit dem Bauherrn kontinuierlich im Austausch. Der 
Bauherr meldete im November dieses Jahres, dass die nach dem Wasserschaden  
erforderlichen Trockenarbeiten abgeschlossen seien. Der Bauherr wurde von der  
zuständigen Behörde aufgefordert, kurzfristig entsprechende Nachweise zum Zustand 
des Gebäudes einzureichen. Die Verhandlungen zwischen dem Träger der Zentralen 
Notaufnahme und dem Bauherrn, insbesondere auch hinsichtlich eines Umzugster
mins, sind daher derzeit noch nicht abgeschlossen. 
Im Übrigen siehe Drs. 23/1726, 23/177 und 22/11796. 
Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt: 

Frage 1: Im September 2021 sollte 24/7 an einen neuen Standort ziehen. Im 
April 2025 antwortete der Senat, dass sich der Umzug von 24/7 bis 
auf Weiteres verschoben habe. „Unmittelbar vor der geplanten Über
gabe des Gebäudes im Dezember 2024 trat ein Wasserschaden im 
fertigen Haus auf ... Da die Trocknungsarbeiten noch anhalten, ist 
derzeit noch kein Einzugsdatum absehbar.“ Im Oktober 2025 lagen 
der zuständigen Behörde keine neuen Erkenntnisse vor als jene vom 
Frühjahr. Steht die Sozialbehörde nicht mit dem Träger im Austausch 
bezüglich der Fertigstellung? 
Wenn nein, warum gibt es keinen Austausch? 
Wenn doch, wann erfolgte dieser zuletzt? 
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Frage 2: Zu wann ist ein Umzug in das Gebäude von 24/7 endlich möglich? 

Frage 3: Was sind die Gründe für eine weitere Verzögerung des Einzugs? 
Antwort zu Fragen 1, 2 und 3: 
Siehe Vorbemerkung. 

Frage 4: Welche Mehrkosten sind durch die Verzögerung (Miete Inte
rimsstandort, höhere Miete nach Umzug) für die FHH zu erwarten und 
wie erfolgt die Finanzierung? 

Antwort zu Frage 4: 
Ob der Freien und Hansestadt Hamburg im Zusammenhang mit dem späteren Umzug 
Kosten entstehen werden, lässt sich derzeit noch nicht abschließend beurteilen. Für 
den zukünftigen, noch nicht übergebenen Standort fallen aktuell keine Mietzahlungen 
an, sodass keine parallelen Mietkosten entstehen. Dass die Mietzahlungen am zukünf
tigen Standort voraussichtlich in einer anderen Kostenstruktur liegen werden, ergab 
sich bereits aus den zugrunde liegenden Planungen. 

Frage 5: „Die Zentrale Notaufnahme ist derzeit immer wieder überbelegt. Der 
Umzug in einen größeren Standort ist geplant. Im Zuge dessen sollen 
die Platzkapazitäten von derzeit 15 auf zukünftig 20 Plätze ausgewei
tet werden“, so Drs. 22/17218. Ist die Platzerhöhung in Umsetzung? 
Wenn ja, zu wann? 
Wenn nein, warum nicht? 

Frage 6: Drs. 22/17218 sah für das Haushaltsjahr 2025 für die Erhöhung der 
Platzkapazitäten eine Erhöhung der Mittel um 125.000 Euro und im 
Haushaltsjahr 2026 um 129.000 Euro vor. Ist dies erfolgt? 
Wenn ja, wofür wurden die erhöhten Mittel 2025 verwendet? War  
bereits eine Erhöhung am Interimsstandort möglich? 

Antwort zu Fragen 5 und 6: 
Der Haushaltsbeschluss der Drs. 22/17218 wurde zum 1. März 2025 umgesetzt, siehe 
auch Drs. 23/1021. 

Frage 7: In Drs. 23/1726 avisiert der Senat, dass die zuständige Behörde zur 
Umsetzung des Gewalthilfegesetzes der Bürgerschaft bis spätestens 
Ende des Jahres 2025 berichten werde. Dies umfasse auch den Zeit
plan und die Rahmenbedingungen. Wann soll dies in welcher Form 
erfolgen und was sind die Kernpunkte der Umsetzung? 

Antwort zu Frage 7: 
Zum aktuellen Sachstand siehe Drs. 23/1726. Darüber hinaus informiert die zuständige 
Behörde im Rahmen der üblichen Berichtsformate. 
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